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Die Nachhaltigkeit von geförderten Existenzgründungen 
aus Arbeitslosigkeit: Eine Bilanz nach fünf Jahren
*
 
Die Ich-AG (Existenzgründungszuschuss) war eines der zentralen Instrumente, das im 
Rahmen der “Hartz-Reformen” in den arbeitsmarktpolitischen Kanon aufgenommen wurde. 
Zusammen mit dem bereits seit langem bekannten Überbrückungsgeld wurden damit 
zwischen 2003 und 2006 mehr als eine Million vormals Arbeitsloser bei der Gründung eines 
Unternehmens gefördert. Frühere Studien haben gezeigt, dass sich beide Programme 
ergänzten, indem sie unterschiedliche Personengruppen zur Existenzgründung aktivierten. In 
den kurz- bis mittelfristigen Analysen im Rahmen der “Hartz-Evaluationen” wurden beide 
Programme ebenfalls positiv bewertet. Bislang unerforscht sind allerdings deren langfristige 
Wirkungen. Das vorliegende Papier schließt diese Lücke und gibt Aufschluss über den Erfolg 
von geförderten Existenzgründern fünf Jahre nach der Gründung. Es zeigt sich, dass zu 
diesem Zeitpunkt noch nahezu 50-60% der ehemaligen Ich-AG-Gründer/innen und zwischen 
53-67% der mit Überbrückungsgeld Geförderten in Voll- oder Teilzeit selbständig tätig sind. 
Hinsichtlich der Integration in den ersten Arbeitsmarkt können beide Programme als effektiv 
angesehen werden: Die Teilnehmer weisen höhere Beschäftigungsquoten als eine 
Kontrollgruppe von nicht-geförderten Arbeitslosen auf und erzielen höhere Einkommen. Die 
induzierten Beschäftigungseffekte sind für das Überbrückungsgeld relativ hoch; auf 100.000 
Förderungen entfallen knapp 80.000 zusätzliche Vollzeitäquivalente. 
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* Wir danken Herbert Buscher, Arne Uhlendorff und Teilnehmern der IWH/IAB-Konferenz 
“Arbeitsmärkte in Deutschland gestalten - Wirkungen der Reformen und weiterer Handlungsbedarf” 
(Oktober 2008, Halle) für hilfreiche Kommentare und dem Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) in Nürnberg für finanzielle Unterstützung im Rahmen des Projekts Nr. 1007. 1 Einleitung
Im Sommer 2002 pr¨ asentierte die Kommission Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt,
nach ihrem Vorsitzenden Peter Hartz auch oft als “Hartz-Kommission” bezeichnet, eine
Reihe von Vorschl¨ agen zur Neugestaltung der Arbeitsmarktpolitik. Die Ich-AG (Existenz-
gr¨ undungszuschuss, §421 l SGB III) war eines der zentralen Instrumente, das im Rahmen
dieser “Hartz-Reformen” in den arbeitsmarktpolitischen Kanon aufgenommen wurde. In
dreieinhalb Jahren wurden damit fast 400.000 ehemals arbeitslose Personen bei ihrem
Schritt in die Selbst¨ andigkeit unterst¨ utzt—obwohl zeitgleich auch das seit langem bekann-
te ¨ Uberbr¨ uckungsgeld (vormals § 57 SGB III) weiterhin angeboten wurde. Anstatt sich
gegenseitig Konkurrenz um m¨ ogliche Teilnehmer zu machen, erg¨ anzten sich die beiden
Programme vielmehr, indem sie unterschiedliche Personengruppen zur Existenzgr¨ undung
aktivierten. Die anf¨ anglich erwarteten Subsititutionseﬀekte zwischen beiden Programmen
traten nicht ein, so dass in den Jahren 2003 bis 2006 insgesamt mehr als eine Million
vormals Arbeitsloser mit den beiden Instrumenten gef¨ ordert wurden.
Die Erfolgserwartungen im Hinblick auf den Existenzgr¨ undungszuschuss waren eher
pessimistisch: Er galt in der ¨ oﬀentlichen Meinung als ein ¨ uberﬂ¨ ussiges Instrument; bef¨ urch-
tet wurden vor allem Mitnahmeeﬀekte und aufgrund ihrer inhaltlichen Ausgestaltung
traute man der Ich-AG im Vergleich zum ¨ Uberbr¨ uckungsgeld kaum einen nennenswerten
F¨ ordererfolg zu. Diese Erwartungen haben sich bislang nicht best¨ atigt. Die im Rahmen
der “Hartz-Evaluationen” durchgef¨ uhrten Untersuchungen ﬁelen sowohl f¨ ur das ¨ Uber-
br¨ uckungsgeld als auch f¨ ur die Ich-AG ¨ uberaus positiv aus: So hatten z.B. Teilnehmer
beider Programme im Vergleich zu einer Kontrollgruppe von nicht gef¨ orderten Arbeitslo-
sen ca. 28 Monate nach Beginn der F¨ orderung eine deutlich geringere Wahrscheinlichkeit
arbeitslos zu sein und verf¨ ugten ¨ uber ein h¨ oheres Erwerbseinkommen.1 Allerdings blie-
ben einige Fragen oﬀen, da es bisher nur m¨ oglich war, Ich-AG-Gr¨ under im dritten und
damit letzten Jahr ihrer F¨ orderphase zu interviewen. Anders als beim ¨ Uberbr¨ uckungs-
geld2 liegen f¨ ur dieses Instrument bislang also noch keine l¨ angerfristigen Einsch¨ atzungen
zur Eﬀektivit¨ at vor. Von besonderer politischer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang
auch die Frage, ob Frauen und geringer Qualiﬁzierte, die sich weitaus h¨ auﬁger f¨ ur den
Existenzgr¨ undungszuschuss entschieden, noch immer selbst¨ andig t¨ atig sind und mit ihren
Unternehmungen Existenz sichernde Einkommen erzielen k¨ onnen.
Das vorliegende Papier schließt diese Forschungsl¨ ucke und gibt Aufschluss ¨ uber den
langfristigen Erfolg von Teilnehmerinnen und Teilnehmern der beiden F¨ orderprogramme
knapp f¨ unf Jahre nach der Gr¨ undung. Die Datengrundlage der Analysen bildet die im
Sommer 2008 erhobene dritte Welle des mit der “Hartz-Evaluation” begonnenen L¨ angs-
schnitts von gef¨ orderten Gr¨ under/innen aus dem dritten Quartal 2003. Ein Fokus der
1Siehe u.a. Caliendo, Kritikos, und Wießner (2006), Caliendo, Kritikos, Steiner, und Wießner (2007)
oder Baumgartner und Caliendo (2008).
2F¨ ur fr¨ uhere Untersuchungen zum ¨ Uberbr¨ uckungsgeld siehe u.a. Hinz und Jungbauer-Gans (1999),
Pfeiﬀer und Reize (2000), Wießner (2001).
1Untersuchung war der Verbleib der Individuen in Selbst¨ andigkeit (bzw. die Gr¨ unde f¨ ur
das Scheitern oder das Wechseln in abh¨ angige Besch¨ aftigung) und die daraus resultieren-
den Einkommen. Da fr¨ uhere Untersuchungen aber auch deutlich gemacht haben, dass sich
die Gr¨ undungen in beiden Programmen strukturell unterscheiden3—insbesondere auch im
Hinblick auf die zus¨ atzlichen Besch¨ aftigungseﬀekte—wird auch dieser Aspekt beleuchtet.
Das Papier ist folgendermaßen gegliedert: In Kapitel 2 geben wir einen kurzen ¨ Uber-
blick ¨ uber die Entwicklung der Existenzgr¨ undungsf¨ orderung f¨ ur Arbeitslose in den vergan-
genen Jahren. Da die von uns untersuchten Programme zum 01. August 2006 durch den
neuen Gr¨ undungszuschuss ersetzt wurden, gehen wir auch kurz auf diese neue Form der
F¨ orderung ein. Daran anschließend beschreiben wir in Kapitel 3 das Erhebungsdesign des
verwendeten Datensatzes und gehen dabei insbesondere auch auf die Methode zur Kor-
rektur der Panelsterblichkeit ein. Kapitel 4 untersucht die Nachhaltigkeit der gef¨ orderten
Unternehmungen, bevor in Abschnitt 5 die Eﬀekte der Programme gesch¨ atzt werden. In
Kapitel 6 fassen wir die Ergebnisse zusammen und geben einen Ausblick auf m¨ ogliche
Handlungsoptionen im Hinblick auf die Gestaltung zuk¨ unftiger F¨ orderung.
2 Existenzgr¨ undungsf¨ orderung f¨ ur Arbeitslose - Ein kurzer
R¨ uckblick
Mit Einf¨ uhrung der Ich-AG zum 01. Januar 2003 standen gr¨ undungswilligen Arbeitslo-
sen in Deutschland f¨ ur einen Zeitraum von etwa dreieinhalb Jahren zwei F¨ orderinstru-
mente zur Verf¨ ugung: das ¨ Uberbr¨ uckungsgeld (¨ UG) und der Existenzgr¨ undungszuschuss
(ExGZ). Beim ¨ UG erhielten anspruchsberechtigte Personen (Bezieher von Lohnersatzlei-
stungen sowie Teilnehmer an Arbeitsbeschaﬀungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen)
¨ uber eine Regelf¨ orderdauer von sechs Monaten einen F¨ orderbetrag in H¨ ohe der zuvor bezo-
genen Arbeitslosenunterst¨ utzung zuz¨ uglich eines pauschalierten Sozialversicherungsbeitra-
ges. F¨ ur ihre soziale Absicherung waren die neuen Selbst¨ andigen selbst verantwortlich. Der
ExGZ, auf den der gleiche Personenkreis Anspruch hatte, wurde in abnehmender H¨ ohe
f¨ ur maximal drei Jahre gew¨ ahrt, solange das zu erwartende Jahreseinkommen e25.000
nicht ¨ uberschritt. Er war steuerfrei und betrug im ersten/zweiten/dritten Jahr monat-
lich e600/360/240. Beim ExGZ stand die soziale Absicherung im Vordergrund. Neben
der langen F¨ orderdauer war w¨ ahrend der F¨ orderung die Mitgliedschaft in der gesetzlichen
Rentenversicherung verpﬂichtend vorgeschrieben. Dar¨ uber hinaus standen g¨ unstige Kon-
ditionen f¨ ur die Kranken- und Pﬂegeversicherung zur Verf¨ ugung. Ob der ExGZ oder das
¨ UG f¨ ur den Arbeitslosen g¨ unstiger war, hing von der H¨ ohe der Arbeitslosenunterst¨ utzung,
der steuerlichen Belastung des Haushalts und der erwarteten Arbeitslosigkeitsdauer ab.
Zum 01. August 2006 wurden beide Programme durch den Gr¨ undungszuschuss (GZ)
ersetzt, der in zwei Phasen geleistet wird: zun¨ achst f¨ ur neun Monate mit einem monat-
lichen Zuschuss in H¨ ohe des zuletzt bezogenen Arbeitslosengeldes I (ALG-I) zuz¨ uglich
3Vgl. Caliendo und Kritikos (2007b)
2e300 zur sozialen Absicherung; anschließend k¨ onnen f¨ ur weitere sechs Monate e300 pro
Monat zur sozialen Absicherung geleistet werden, wenn eine intensive Gesch¨ aftst¨ atigkeit
und hauptberuﬂiche unternehmerische Aktivit¨ at nachgewiesen werden. F¨ ordervorausset-
zung sind eine Arbeitslosigkeitsmeldung, ein Restanspruch auf ALG-I von mindestens 90
Tagen, die Vorlage einer Tragf¨ ahigkeitsbescheinigung sowie “Kenntnisse und F¨ ahigkei-
ten zur Aus¨ ubung der selbstst¨ andigen T¨ atigkeit”. Gef¨ ordert werden dar¨ uber hinaus nur
Gr¨ undungen, die im Haupterwerb erfolgen. Bez¨ uglich der sozialen Absicherung besteht
keine Versicherungspﬂicht in der gesetzlichen Rentenversicherung, die weitere freiwillige
Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung ist m¨ oglich (siehe Tabelle A.1 im
Anhang f¨ ur eine synoptische Zusammenfassung der F¨ orderkonditionen der drei Program-
me).
Die kurz- bis mittelfristigen Wirkungen von ¨ UG und ExGZ wurden im Rahmen der
“Hartz-Evaluationen” ausf¨ uhrlich untersucht. Caliendo, Kritikos, Steiner, und Wießner
(2007) fassen die wichtigsten Ergebnisse folgendermaßen zusammen:
1. Mit Einf¨ uhrung der Ich-AG im Jahr 2003 stieg die Zahl der geforderten Gr¨ undungen
aus Arbeitslosigkeit auf ein nie gekanntes Niveau. Bis Mitte 2006 wurde insgesamt
rund eine Million Gr¨ undungen gef¨ ordert, davon knapp 400.000 Ich-AGs.
2. Zugleich wurden Existenzgr¨ under nach wie vor mit ¨ UG gef¨ ordert. Sie haben ein
h¨ oheres Qualiﬁkationsniveau als ExGZ-Gef¨ orderte und entsprechen viel eher den
nichtgef¨ orderten Gr¨ undern.
3. Mit dem ExGZ wurden Zielgruppen erreicht, die im Gr¨ undungsgeschehen zuvor un-
terrepr¨ asentiert waren, wobei vor allem der hohe Frauenanteil auﬀ¨ allt.
4. Ein Großteil der Gef¨ orderten ist 28 Monate nach Gr¨ undung noch selbst¨ andig. So-
wohl ¨ UG- als auch ExGZ-Gef¨ orderte sind deutlich seltener arbeitslos gemeldet als
vergleichbare Nicht-Teilnehmer und erzielen ein deutlich h¨ oheres Erwerbseinkom-
men.
5. Das ¨ UG weist ¨ uberdies eine positive monet¨ are Eﬃzienz auf, d.h. die BA spart damit
Kosten ein. Die monet¨ are Eﬃzienz des ExGZ ist leicht negativ. Die Ich-AG z¨ ahlt aber
immer noch zu den vergleichsweise kosteng¨ unstigen arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men.
Des weiteren ist noch erw¨ ahnenswert, dass sich—je nach F¨ orderprogramm—die
Art der gegr¨ undeten Unternehmen stark unterscheidet und insbesondere auch die indu-
zierten Besch¨ aftigungseﬀekte (Caliendo und Kritikos, 2007b). Die Evaluation des neuen
Gr¨ undungszuschusses steht hingegen noch aus. Erste ¨ Uberschlagsrechnungen bzw. Plausi-
bili¨ ats¨ uberlegungen (siehe, z.B., Buscher, 2006; Caliendo und Kritikos, 2007a) sind aller-
dings eher skeptisch was die Erreichung der mit der Reform angestrebten Ziele angeht.
Ein deutlicher Eﬀekt l¨ asst sich allerdings bereits in Abbildung 1 ablesen: Die Zahl
der gef¨ orderten Gr¨ undungen aus Arbeitslosigkeit ist mit Einf¨ uhrung des Gr¨ undungszu-
3Abbildung 1: Eintritte in Maßnahmen der Existenzgr¨ undungsf¨ orderung, 1994-2007
(in Tsd.)
Quelle: Bundesagentur f¨ ur Arbeit, Werte f¨ ur 2007 vorl¨ auﬁg.
schusses stark zur¨ uckgegangen. W¨ ahrend in den den Jahren 2003 und 2005 knapp 250.000
Personen den Weg in die Selbst¨ andigkeit mit Hilfe der beiden Programme wagten—im
“Ausnahmejahr” 2004 gar 350.000—gingen die Eintritte bereits im Jahr 2006 auf un-
ter 200.000 zur¨ uck. Im Jahr 2007 schließlich, also im ersten Jahr in dem nur noch der
Gr¨ undungszuschuss zur Verf¨ ugung stand, lag die Zahl mit gut 125.000 Eintritten in etwa
auf dem Niveau von 2002 (also vor Einf¨ uhrung der Ich-AG).
3 Datengrundlagen und Korrektur der Panelsterblichkeit
Die nachfolgenden Analysen basieren auf Interviews die als Fortsetzung des mit der “Hartz-
Evaluation” begonnenen L¨ angsschnitts im Mai/Juni4 2008 durchgef¨ uhrt wurden. Als Grund-
lage f¨ ur die “Hartz-Evaluation” wurden administrative Daten der Bundesagentur f¨ ur Ar-
beit zu Eintritten in ¨ UG und Ich-AG aus dem dritten Quartal 2003 verwendet. Insgesamt
standen in diesem Quartal ca. 68.000 Eintritte in beide Programme zur Verf¨ ugung. Um
eine zeitnahe und valide Verbleibsinformation und vertiefende Informationen in Bezug auf
die Selbst¨ andigkeit zu erhalten, wurde aus diesen Gesamteintritten eine Zufallsstichprobe
von Teilnehmern ausgew¨ ahlt, die zun¨ achst im ersten Quartal 2005 in einem telefonischen
4Ein geringer Teil der Interviews (ca. 7%) wurde im Juli 2008 realisiert.
4Kurzinterview befragt wurde. Die repr¨ asentative Stichprobe umfasste etwa 3.000 Teilneh-
mer je Maßnahme und deren Erwerbsverlauf konnte f¨ ur einen Zeitraum von mindestens
16 Monaten nach Beginn der F¨ orderung erfasst werden (siehe auch Abbildung A.1 im
Anhang).
Um die mittelfristige Nachhaltigkeit der Programme zu untersuchen wurde ein Teil
dieser Personen (etwa 73%) im ersten Quartal 2006—also mindestens 28 Monate nach
Beginn der F¨ orderung—nochmals befragt. W¨ ahrend zu diesem Zeitpunkt die F¨ orderung
f¨ ur die ¨ Uberbr¨ uckungsgeldempf¨ anger schon lange ausgelaufen war (mindestens 22 Mona-
te), dauerte sie f¨ ur die Empf¨ anger des Existenzgr¨ undungszuschusses noch an. Um dieses
Manko zu beheben und die langfristigen Eﬀekte der Gr¨ undungsf¨ orderung untersuchen zu
k¨ onnen, erfolgte im Mai/Juni 2008 eine dritte Erhebungswelle, die es uns nun erlaubt,
den Erwerbsstatus der gef¨ orderten Personen und die Unternehmensentwicklung f¨ ur einen
Zeitraum von mindestens 56 Monaten zu verfolgen.
Tabelle 1: Realisierte Interviews
Westdeutschland Ostdeutschland Gesamt
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Teilnehmer – Existenzgr¨ undungszuschuss
Jan./Feb. 2005 1.116 990 528 381 3.015
Jan./Feb. 2006 811 704 390 286 2.191
Mai/Jun. 2008 486 448 231 186 1.351
Teilnehmer – ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Jan./Feb. 2005 1.665 520 621 274 3.080
Jan./Feb. 2006 1.207 378 466 209 2.260
Mai/Jun. 2008 780 231 319 136 1.466
Nicht-Teilnehmer
Jan./Feb. 2005 2.530 1.433 1.077 622 5.662
Jan./Feb. 2006 1.448 848 651 385 3.332
Mai/Jun. 2008 929 591 423 271 2.214
Anmerkung: Siehe Caliendo, Steiner, und Baumgartner (2005, 2006) f¨ ur
n¨ ahere Informationen zu den ersten beiden Interview-Wellen.
Tabelle 1 verdeutlicht, dass zum dritten Befragungszeitpunkt 2.817 Interviews mit
ehemaligen Teilnehmer/innen realisiert werden konnten. Dies entspricht etwa 46% der ur-
spr¨ unglich befragten Teilnehmer. Von den Nicht-Teilnehmer/innen—die im dritten Quar-
tal 2003 in keines der Programme eingetreten waren und als Kontrollgruppe in den Kau-
salanylsen verwendet werden—konnten noch knapp 40% zu ihrem Erwerbsstatus in der
dritten Welle befragt werden.
Die Ausf¨ alle bei den realisierten Interviews basieren haupts¨ achlich auf durch einen
Umzug bedingte falsche Telefonnummern/Kontaktadressen oder Verweigerung bzw. an-
derweitiger Nicht-Erreichung der Adressaten. Mittels einer Selektivit¨ atsanalyse wird daher
untersucht, ob die Panelsterblichkeit einen Einﬂuss auf die beobachteten Ergebnisvariablen
hat. Ausgangspunkt ist dabei der erste Befragungszeitpunkt (t = 1) zu dem alle Personen
(i = 1,...,N) beobachtet werden und Informationen f¨ ur die gesamte Stichprobe vorliegen;
die Ergebnisse (yit) sind dann repr¨ asentativ f¨ ur t = 1. Zum zweiten Befragungszeitpunkt
(t = 2) wird yit nur noch f¨ ur eine Teilstichprobe si2 = 1 beobachtet. Falls nun yi2 un-
abh¨ angig von si2 ist, liegen keine Selektionseﬀekte aufgrund von Panelsterblichkeit vor.
5Dies kann nicht direkt getestet werden, da yi2 nicht f¨ ur si2 = 0 beobachtbar ist. Deshalb
wird untersucht, ob bereits signiﬁkante Unterschiede in den Ergebnisvariablen in t=1 f¨ ur
beide Teilstichproben vorliegen, d.h. ob (yi1|si2 = 1) 6= (yi1|si2 = 0). Sollte dies der Fall
sein, sind allgemein g¨ ultige Aussagen f¨ ur die repr¨ asentative Stichprobe in t=1 aufgrund
der beobachtbaren Werte der Teilstichprobe si2 = 1 nicht ohne Weiteres m¨ oglich. Ein
einfacher Test sei anhand der Erfolgsvariable “Nicht-Arbeitslosigkeit” f¨ ur ExGZ-Gr¨ under
in Westdeutschland erl¨ autert (siehe Abbildung 2): Von den urspr¨ unglich 1.116 Individuen
nehmen 486 Personen durchgehend bis zur dritten Befragung teil, w¨ ahrend 305 Personen
nach der ersten Befragung und 325 Personen nach der zweiten Befragung ausgeschieden
sind. Vergleicht man nun die “Nicht-Arbeitslosigkeitsquote” der 486 Personen (gestrichelte
Linie in der Abbildung) mit den restlichen Beobachtungen (graue Linie in der Abbildung),
zeigt sich, dass die Anteile f¨ ur “¨ uberlebende” bzw. “austretende” Personen signiﬁkant von-
einander abweichen.
Abbildung 2: Korrektur f¨ ur Panelmortalit¨ at am Beispiel der Erfolgsvariable “Nicht-
Arbeitslosigkeit”
Existenzgr¨ undungszuschuss – Westdeutschland – M¨ anner
- - - Beobachtete Werte zum 3. Interview —— Korrigierte Werte zum 3. Interview
—— Beobachtete Werte zum 2. Interview
Anmerkung: “Nicht-Arbeitslosigkeit” schließt ebenfalls eine Teilnahme an Programmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik aus.
Um dies zu korrigieren wird nachfolgend ein auf der inversen sequentiellen Teilnah-
mewahrscheinlichkeit basierendes Gewichtungsverfahren verwendet. Unter der Annahme,
dass der Selektionsprozess aufgrund von beobachtbaren Charakteristika (xit f¨ ur t = 0,1,2)
erfolgt, ist dieses Verfahren
√
N-konsistent (Wooldridge, 2002). Sequentiell bedeutet hier,
dass eine Person nur an der dritten Befragung teilnehmen kann, wenn sie bereits an
der zweiten teilgenommen hat. Um dies zu ber¨ ucksichtigen wird in einem ersten Schritt
die Wahrscheinlichkeit gesch¨ atzt an dem zweiten Interview teilzunehmen (ˆ pi2 = P(si2 =
1|xi0,xi1)); anschließend wird die Wahrscheinlichkeit gesch¨ atzt am dritten Interview teil-
zunehmen (ˆ pi3 = P(si3 = 1|xi0,xi2,si2 = 1)) und das Produkt beider Wahrscheinlichkei-






Anschließend wird der beobachtete Wert yi3 zum dritten Interview mit der inversen Teil-
nahmewahrscheinlichkeit ˆ pi gewichtet:
ˆ yi = N ˆ wi PN
i=1 ˆ wi
(yi3|si2 = 1,si3 = 1) , mit ˆ wi = si3
ˆ pi (2)
Die korrigierte “Nicht-Arbeitslosigkeitsquote” (durchgezogene Linie) ist ebenfalls in
Abbildung 2 eingezeichnet. Es zeigt sich, dass die durchgehende Teilnahme an allen drei
Befragungen im Hinblick auf den Anteil der “Nicht-Arbeitslosen” positiv selektiv ist, d.h.
die “Nicht-Arbeitslosigkeitsquote” f¨ ur diese Personen ist durchg¨ angig h¨ oher (gestrichelte
Linie). F¨ ur diese positive Selektion der “¨ uberlebenden” Personen korrigieren wir durch
die Gewichtung mit der inversen Teilnahmewahrscheinlichkeit. Der korrigierte Wert liegt
in unserem Beispiel unterhalb des beobachteten Werts in der dritten und teilweise auch
der zweiten Welle, da wir mit der sequentiellen Teilnahmewahrscheinlichkeit gewichten
und somit auch potentielle Selektionen von der ersten zur zweiten Welle ber¨ ucksichtigen.
Die nachfolgenden Tabellen im Abschnitt 4 enthalten mitsamt die um die Panelmortalit¨ at
korrigierten Werte.
4 Nachhaltigkeit der Existenzgr¨ undung
4.1 Verbleib in Selbst¨ andigkeit
Das einfachste Kriterium f¨ ur den Erfolg einer gef¨ orderten Gr¨ undung ist zun¨ achst ihr Fort-
bestehen am Markt. Dabei ist der Zeitraum nach dem die F¨ orderung ausgelaufen ist
von besonderem Interesse. W¨ ahrend dies f¨ ur die untersuchten Gr¨ under mit dem ¨ Uber-
br¨ uckungsgeld schon nach maximal sechs Monaten der Fall war, bezogen die meisten
ExGZ-Gr¨ under zum letzten Interviewzeitpunkt noch Zusch¨ usse. Auch wenn diese Zusch¨ usse
(e240 pro Monat im dritten Jahr der F¨ orderung) relativ gering und zudem partiell zweck-
gebunden waren (gesetzliche Rentenversicherung) kann hier mit einem weiteren R¨ uckgang
der Selbst¨ andigenquote gerechnet werden. F¨ ur die ¨ UG-Gr¨ under/innen erwarten wir hin-
gegen keine gr¨ oßeren R¨ uckg¨ ange mehr.
Tabelle 2 zeigt den Erwerbsstatus zum zweiten und dritten Interviewzeitpunkt.5
Schaut man zun¨ achst auf die ¨ UG-Gr¨ under/innen in Westdeutschland wird deutlich, dass
der R¨ uckgang in den knapp zweieinhalb Jahren seit dem letzten Interview in der Tat recht
gering war. Insgesamt liegt die Selbst¨ andigenquote immer noch bei 67% f¨ ur Frauen und
68% f¨ ur M¨ anner; ostdeutsche M¨ anner weisen gar eine Quote von 70% auf. Der R¨ uckgang
betrug somit maximal 3,6%-Punkte und f¨ ur Manner in Ostdeutschland und Frauen in
5Zum ersten Interviewzeitpunkt nach 16 Monaten lag die Selbst¨ andigenquote bei 74-80% f¨ ur ExGZ-
Gr¨ under und 66-72% f¨ ur ¨ UG-Gr¨ under (vgl. Caliendo, Kritikos, Steiner, und Wießner, 2007).
7Tabelle 2: Erwerbsstatus zum jeweiligen Interviewzeitpunkt
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
2. Befragung (Jan./Feb. 2006)
Selbst¨ andig 67,6 71,9 77,6 74,1 71,5 66,1 70,0 67,9
Arbeitslos, arbeitssuchend oder AAMP 15,2 8,0 14,2 9,5 11,1 10,4 14,3 11,9
Sozialversicherungspﬂichtig besch¨ aftigt 11,7 8,1 5,2 8,3 14,0 17,5 13,1 11,7
Sonstige 5,6 12,1 2,9 8,2 3,4 5,9 2,5 8,5
3. Befragung (Mai/Jun. 2008)
Selbst¨ andig 59,7 59,1 62,9 57,1 67,9 66,6 70,2 56,4
Arbeitslos, arbeitssuchend oder AAMP 11,7 7,8 9,8 10,4 6,7 3,0 6,8 10,0
Sozialversicherungspﬂichtig besch¨ aftigt 20,9 16,5 19,9 18,9 21,1 23,5 20,0 23,0
Sonstige 7,6 16,6 7,4 13,5 4,3 6,8 2,9 10,6
Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf Teilnehmer/innen; alle Angaben in Prozent.
Westdeutschland kann sogar eine leichte Steigerung der Selbst¨ andigenquote—die auf so
genannte Wiedergr¨ under zur¨ uckgef¨ uhrt werden kann—konstatiert werden. Einen starken
R¨ uckgang weisen allerdings Frauen in Ostdeutschland auf, deren Selbst¨ andigenquote von
67,9% auf 56,4% absinkt. Dieser R¨ uckgang ist unerwartet hoch und durchaus mit dem
R¨ uckgang bei den ExGZ-Gr¨ under/innen zu vergleichen. Hier fallen die Quoten in West-
deutschland auf rund 60% (-8% f¨ ur M¨ anner und -13% f¨ ur Frauen) und in Ostdeutschland
gibt es einen R¨ uckgang von ca. 15%-Punkten f¨ ur M¨ anner (auf 62,9%) und 17%-Punkten
f¨ ur Frauen (auf 57,1%). Oﬀenbar war also doch ein Teil der Gr¨ under/innen vom Zuschuss
abh¨ angig und hat nach dessen Auslaufen die Selbst¨ andigkeit beendet. Ruft man sich aber
das ¨ ubergeordnete Ziel arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen in Erinnerung—die Integra-
tion Arbeitsloser in den ersten Arbeitsmarkt—ist nicht jede Beendigung der Selbst¨ andig-
keit als Misserfolg zu werten. Der Anteil der sozialversicherungspﬂichtig Besch¨ aftigten
in der Gruppe der ehemaligen ExGZ-Gef¨ orderten steigt um gut 10%-Punkte (teilweise
15%-Punkte) an, so dass sich insgesamt eine Erwerbsquote von 76-83% ergibt, die Ar-
beitslosenquote betr¨ agt zwischen 8-12%.6 Bei den ehemaligen ¨ UG-Empf¨ angern liegt die
Quote der inzwischen abh¨ angig Besch¨ aftigten konstant ¨ uber 20%, die Arbeitslosenquote
ist entsprechend niedriger.
Um die ¨ Uberlebensraten der gef¨ orderten Gr¨ undungen knapp f¨ unf Jahre nach dem
Start besser einordnen zu k¨ onnen, wollen wir an dieser Stelle kurz auf die Ergebnisse ei-
niger anderer Verbleibsuntersuchungen eingehen. Vorab sei allerdings darauf hingewiesen,
dass ein Vergleich der Studien aufgrund der unterschiedlichen Personen/gegr¨ undeten Un-
ternehmen/Zeitr¨ aume, etc. schwierig ist und keine kausalen Diﬀerenzen interpretiert wer-
den k¨ onnen. Fr¨ uhe Evidenz langfristiger Verbleibsuntersuchungen ﬁndet sich in Br¨ uderl,
Preisend¨ orfer, und Ziegler (1996), die aufbauend auf der im Jahre 1990 durchgef¨ uhrten
“M¨ unchner Gr¨ understudie” berichten, dass f¨ unf Jahre nach der Gr¨ undung noch 66 Pro-
zent der untersuchten Betriebe (Gewerbeanmeldungen der Jahre 1985/86 im Kammerbe-
6Fritsch (2008b) weist zus¨ atzlich darauf hin, dass auch gescheiterte Unternehmensgr¨ undungen positive
Eﬀekte in gesamtwirtschaftlicher Hinsicht erzielen k¨ onnen. Durch den Eintritt von neuen Unternehmen
werden positive angebotsseitige Eﬀekte generiert, d.h. bereits am Markt bestehende Unternehmen sind
aufgrund gestiegenen Wettbewerbs gezwungen ihre Produktivit¨ at zu steigern was zu positiven Besch¨ afti-
gungseﬀekten f¨ uhren kann.
8zirk der Industrie- und Handelskammer M¨ unchen und Oberbayern) aktiv waren. Fertala
(2008) verwendet ebenfalls Registerdaten der Industrie- und Handelskammer M¨ unchen
(An- und Abmeldungen bei der IHK zwischen 1997 und 2004). Der Median der Lebens-
dauer der insgesamt 117.423 in die Untersuchung einbezogenen Unternehmen lag bei ca.
vier Jahren und f¨ unf Monaten; nach diesem Zeitraum war also die H¨ alfte der Registerein-
tr¨ age wieder abgemeldet worden. Zum Ende des Untersuchungszeitraumes war noch ein
gutes Drittel der Unternehmen im Markt aktiv. Einen Beobachtungszeitraum von eben-
falls rund f¨ unf Jahren konnte Wießner (2003) bei einer telefonischen Wiederholungsbe-
fragung von ¨ Uberbr¨ uckungsgeld-Empf¨ angern realisieren; er berichtet von ¨ Uberlebensraten
der gef¨ orderten Gr¨ undungen in einem Korridor zwischen 53 und 69 Prozent. Fritsch und
Weyh (2006) nutzen die Betriebsdatei der Besch¨ aftigtenstatistik der Bundesanstalt f¨ ur
Arbeit und k¨ onnen so Startkohorten von Betrieben von 1984-2000 identifzieren, die min-
destens einen Besch¨ aftigen haben. Die ¨ Uberlebensrate liegt hier nach 2 Jahren bei gut 63%
und nach 5 Jahren bei knapp 48%. Mit Daten des verarbeitenden Sektors im Land Baden-
W¨ urttemberg untersucht Strotmann (2007) Neugr¨ undungen aus den Jahren 1981 bis 1984
mit j¨ ahrlichen Abgleichen bis zum Jahr 1994. Somit sind Verweildaueranalysen mit einem
Beobachtungszeitraum von teilweise 12 Jahren m¨ oglich. Dabei zeigt sich, dass etwa ein
F¨ unftel der Unternehmen bereits innerhalb der ersten zwei Jahre wieder ausschied. Nach
f¨ unf Jahren hatte sich dieser Anteil verdoppelt und nach zehn Jahren war nur noch weniger
als die H¨ alfte der Unternehmen am Markt aktiv. ¨ Ahnlich wie Knaup und Paizza (2007) f¨ ur
die USA ﬁndet auch Strotmann (2007) im Zeitverlauf abnehmende Hazardraten; Mark-
taustritte verlangsamen sich im Laufe der Zeit und wer das vierte Jahr ¨ uberstanden hatte,
hatte zugleich gute Chancen auch weiterhin am Markt bestehen zu k¨ onnen. Ein ¨ ahnli-
ches Muster k¨ onnen wir auch f¨ ur die hier untersuchten ¨ UG-Empf¨ anger/innen nachweisen,
allerdings scheint der kritische Zeitpunkt hier schon fr¨ uher zu liegen. Bereits knapp ein-
einhalb Jahre nach Gr¨ undung sind 30% der urspr¨ unglich gestarteten Unternehmen nicht
mehr am Markt vertreten; daf¨ ur sinkt die Quote in den folgenden drei Jahren nur noch
geringf¨ ugig. Bei den mit ExGZ gef¨ orderten Gr¨ undungen kommt es hingegen zu einem
stetigeren R¨ uckgang; die Verbleibsquote von rund 60% nach knapp f¨ unf Jahren ist aber
immer noch vergleichsweise hoch.
4.2 Umfang der Selbst¨ andigkeit und Einkommensentwicklung
Im vorangegangen Kapitel haben wir uns auf die Verbleibsquote in Selbst¨ andigkeit konzen-
triert. Dabei blieb zun¨ achst unber¨ ucksichtigt, ob die Selbst¨ andigkeit in Voll- oder Teilzeit
oder “nur” als Zuverdienst ausge¨ ubt wird. Bevor wir daher auf die aus der Selbst¨ andig-
keit resultierenden Einkommen eingehen, widmen wir uns zun¨ achst dieser Frage. Basie-
rend auf den Angaben zur w¨ ochentlichen Arbeitszeit, haben wir die Selbst¨ andigen in drei
Gruppen eingeteilt: 1) Vollzeit-Selbst¨ andige mit 35 oder mehr Stunden pro Woche, 2)
Teilzeit-Selbst¨ andige die zwischen 15 und 34 Stunden pro Woche arbeiten und schließlich
3) Zuverdienst-Selbst¨ andige die weniger als 15 Stunden pro Woche mit ihrer Selbst¨ andig-
keit besch¨ aftigt sind. Bei dieser Einteilung gehen wir davon aus, dass die tats¨ achliche Ar-
9beitszeit der gew¨ unschten entspricht und keine nachfrageseitigen Restriktionen bestehen.
Abbildung A.2 im Anhang zeigt die Verteilung der Selbst¨ andigen auf die drei verschiedenen
Gruppen (und zum Vergleich auch die Verteilung bei den Nicht-Teilnehmer/innen).
Zun¨ achst wird deutlich, dass knapp 90% aller M¨ anner ihre Selbst¨ andigkeit in Voll-
zeit aus¨ uben und nur zwischen 4% und 7% einer Teilzeit-Selbst¨ andigkeit nachgehen. Dies
entspricht in etwa der Relation bei den Nicht-Teilnehmern. Eine Ausnahme bilden mit
dem ExGZ gef¨ orderte M¨ anner in Westdeutschland von denen 76% Voll- und 17% Teil-
zeit arbeiten. Dies k¨ onnte auf ungen¨ ugende Einkommen in dieser Gruppe hindeuten. Bei
Frauen ist die Teilzeit-Quote in der Gruppe der Selbst¨ andigen (aber auch in der Kon-
trollgruppe) deutlich h¨ oher. W¨ ahrend aber in Ostdeutschland trotzdem knapp 90% der
mit ExGZ oder ¨ UG gef¨ orderten Frauen in Voll- oder Teilzeit arbeiten, ist diese Quote
f¨ ur Frauen in Westdeutschland deutlich niedriger. Hier geben zwischen 15% und 20% der
Frauen in Westdeutschland an, ihre Selbst¨ andigkeit mit einem Zeitaufwand von weniger
als 15 Stunden pro Woche zu betreiben; in der Kontrollgruppe geben jeweils ca. 5% diesen
Stundenumfang an.
Tabelle 3 gibt die Selbst¨ andigenquote (vgl. Tabelle 2) nochmal aufgeschl¨ usselt nach
Vollzeit-, Teilzeit- und Zuverdienst-Selbst¨ andigkeit an; dar¨ uber hinaus weisen wir eine
“korrigierte Selbst¨ andigenquote” aus, bei der selbst¨ andige Personen im Zuverdienst nicht
ber¨ ucksichtigt werden.
Tabelle 3: Korrigierte Selbst¨ andigenquote (ohne Zuverdienst-Selbst¨ andigkeit)
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
3. Befragung (Mai/Jun. 2008)
Selbst¨ andig 59,7 59,1 62,9 57,1 67,9 66,6 70,2 56,4
Vollzeit selbst¨ andig 45,6 27,6 55,8 34,2 59,9 41,8 64,1 44,8
Teilzeit selbst¨ andig 10,2 19,7 4,4 16,2 4,5 14,8 2,9 7,8
Selbst¨ andigkeit als Zuverdienst 3,9 11,8 2,7 6,8 3,6 10,0 3,3 3,8
Selbst¨ andig-Korrigiert(1) 55.8 47.3 60.2 50.3 64.3 56.6 66.9 52.6
Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf Teilnehmer/innen; alle Angaben in Prozent.
(1) Bei der korrigierten Selbst¨ andigenquote werden selbst¨ andige Personen im Zuverdienst nicht ber¨ ucksichtigt.
W¨ ahrend diese Korrektur f¨ ur M¨ anner durchweg kaum Auswirkungen hat, ergeben
sich f¨ ur Frauen teilweise deutlich niedrigere Quoten. Ehemals mit ExGZ gef¨ orderte Frauen
weisen dann noch eine Selbst¨ andigenquote von 47% (West) und 50% (Ost) auf, beim ¨ UG
liegt die Quote zwischen 53% (West) und 57% (Ost). Nichtsdestotrotz sind diese Quoten
noch relativ hoch; Vergleiche mit den im vorigen Abschnitt genannten Studien sind unseres
Wissens nach nicht m¨ oglich, da dieser Aspekt dort nicht thematisiert wird. Insgesamt kann
also konstatiert werden, dass der ¨ uberwiegende Teil der ehemaligen Teilnehmer/innen auch
knapp f¨ unf Jahre nach Start der Unternehmung in Selbst¨ andigkeit verbleibt.
Tabelle 4 enth¨ alt das erzielte Nettoeinkommen in allen Gruppen; insgesamt und
aufgeschl¨ usselt nach Arbeitszeitgruppen. Dabei ergeben sich einige Gruppen mit sehr ge-
ringen Fallzahlen, die mit gebotener Vorsicht interpretiert werden m¨ ussen (Gruppen mit
weniger als 15 Beobachtungen werden nicht ausgewiesen). Es wird deutlich, dass Frauen
in Westdeutschland die ihre Selbst¨ andigkeit als Zuverdienst betreiben, ein Nettoeinkom-
10men zwischen e400 und e500 pro Monat erzielen. Dies liegt in etwa auf dem Niveau
von Mini-Jobs und ¨ ahnlich wie dort sind die langfristigen Eﬀekte dieser Entscheidung
auf die Arbeitsmarktkarriere noch weitgehend ungekl¨ art. Es gibt eine Reihe von Studien,
die untersuchen ob geringf¨ ugige Besch¨ aftigung Arbeitslosen den ¨ Ubergang in sozialversi-
cherungspﬂichtige Besch¨ aftigung erleichtert (“Stepping Stone”) oder sie durch reduziertes
Suchverhalten vom regul¨ aren Arbeitsmarkt fernh¨ alt (“Dead End”).7 ¨ Ubertr¨ agt man die-
se Gedanken bzw. Bedenken auf eine als Zuverdienst ausge¨ ubte Selbst¨ andigkeit, k¨ onnten
¨ ahnliche ¨ Uberlegungen angestellt werden; hierzu fehlen bislang allerdings empirische Un-
tersuchungen.
Tabelle 4: Monatliches Netto-Einkommen aus Selbst¨ andigkeit
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Durchschnitt ¨ uber alle Gruppen 1.758 1.072 1.635 829 2.515 1.495 1.710 1.286
(1.558) (1.684) (2.529) (581) (2.162) (1.977) (1.407) (866)
[1.370] [670] [1.136] [718] [2.020] [1.031] [1.393] [1.194]
Vollzeit selbst¨ andig (≥ 35 Stunden pro Woche)
Anzahl der Beobachtungen 207 88 108 52 399 81 173 50
Netto-Einkommen aus Selbst¨ andigkeit 2.045 1.515 1.744 879 2.684 1.823 1.759 1.512
(1.663) (2.056) (2.646) (586) (2.179) (2.127) (1.338) (849)
[1.617] [968] [.1220] [738] [2.119] [1.416] [1.471] [1.304]
Teilzeit selbst¨ andig (15 - 34 Stunden pro Woche)
Anzahl der Beobachtungen 46 82 11 27 34 32 8 7
Netto-Einkommen aus Selbst¨ andigkeit 913 815 782 1.526 1.061
(766) (618) (542) (1.645) (1.486)
[675] [648] [657] [1.159] [693]
Zuverdienst (< 15 Stunden pro Woche)
Anzahl der Beobachtungen 15 36 7 10 19 15 5 5
Netto-Einkommen aus Selbst¨ andigkeit 632 385 952 523
(653) (401) (1.500) (581)
[339] [350] [437] [297]
Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf selbst¨ andige Teilnehmer/innen; alle Angaben sind Nettobetr¨ age in Euro, wenn
nicht anders ausgewiesen. Standardfehler sind in runden und der Median in eckigen Klammern ausgewiesen. Werte f¨ ur Gruppen
mit weniger als 15 Beobachtungen werden nicht ausgewiesen.
Tabelle 4 macht auch deutlich, dass M¨ anner in Westdeutschland die Vollzeit arbei-
ten, mit e2.040 (ExGZ) bzw. e2.680 (¨ UG) die h¨ ochsten Einkommen erzielen, wobei der
Median bei e1.620 bzw. e2.120 liegt. Darauf folgen M¨ anner in Ostdeutschland und Frau-
en die mit dem ¨ UG gef¨ ordert wurden. Nat¨ urlich k¨ onnen die Unterschiede zwischen den
Gruppen hier nicht kausal interpretiert werden, da sie z.T. schlicht die unterschiedlichen
Charakteristika der Teilnehmer/innen widerspiegeln. Im Vergleich zu den durchschnittli-
chen Netto-Einkommen in der gesamten Erwerbsbev¨ olkerung8 ergeben sich f¨ ur ehemalige
¨ UG’ler h¨ ohere und ehemalige ExGZ’ler eher niedrigere Einkommen.
7Freier und Steiner (2007) identiﬁzieren positive Besch¨ aftigungseﬀekte von geringf¨ ugiger Besch¨ aftigung,
w¨ ahrend B¨ oheim und Weber (2006) negative Besch¨ aftigungs- und Einkommenseﬀekte ﬁnden. Jacobi und
Schaﬀner (2008) untersuchen potentielle Substitutionseﬀekte von geringf¨ ugiger Besch¨ aftigung und zeigen,
dass nicht nur gering sondern auch hoch qualiﬁzierte regul¨ are Besch¨ aftigung durch geringf¨ ugige Besch¨ afti-
gung substituiert wird.
8Im Jahr 2007 betrugen die durchschnittlichen Brutto-Einkommen aus Erwerbst¨ atigkeit f¨ ur
M¨ anner/Frauen in Westdeutschland e3.653/e2.283 und in Ostdeutschland e2.459/e1.978. Geht man von
einer Belastungsquote von 34% aus, ergeben sich Netto-Einkommen in H¨ ohe von ca. e2.410 bzw. e1.510
im Westen und e1.620/e1.310 im Osten (Quelle: Statistisches Bundesamt, 2006, 2008).
11Um die Frage zu beantworten, inwieweit die generierten Einkommen auch tats¨ achlich
zur Sicherung des Lebensunterhaltes ausreichen muss der gesamte Haushaltskontext in
die Betrachtung einbezogen werden. Neben der Haushaltsgr¨ oße ist hier nat¨ urlich auch von
Bedeutung inwieweit weitere Haushaltsmitglieder zum verf¨ ugbaren Gesamteinkommen des
Haushaltes beitragen. Um eine Vergleichbarkeit zwischen verschiedenen Haushaltstypen zu
gew¨ ahrleisten verwenden wir das Konzept des ‘¨ Aquivalenzeinkommen’. Dabei handelt es
sich um ein bedarfgewichtetes Pro-Kopf-Haushaltseinkommen, das in Tabelle 5 neben dem
Haushaltseinkommen und der Anzahl der im Haushalt lebenden Personen dargestellt ist.
Tabelle 5: Haushaltseinkommen und ¨ Aquivalenzeinkommen f¨ ur Vollzeit-Selbst¨ andige
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Anzahl Personen im HH (absolut) 2,4 2,3 2,7 2,6 2,8 2,1 2,5 2,8
Haushaltseinkommen 3.129 2.888 3.173 2.464 3.676 3.345 3.003 3.176
(2.720) (4.144) (3.424) (1.735) (2.259) (4.016) (2.066) (1.594)
[2.529] [1.994] [2.471] [2.261] [3.065] [2.518] [2.588] [2.738]
¨ Aquivalenzeinkommen 2.003 1.959 1.972 1.498 2.201 2.295 1.878 1.914
(1.556) (3.037) (2.684) (949) (1.494) (2.762) (1.250) (879)
[1.689] [1.368] [1.484] [1.325] [1.835] [1.752] [1.616] [1.864]
Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf selbst¨ andige Teilnehmer/innen in Vollzeit; alle Angaben sind Nettobe-
tr¨ age in Euro, wenn nicht anders ausgewiesen. Standardfehler sind in runden und der Median in eckigen Klammern
ausgewiesen. Zur Berechnung des ¨ Aquivalenzeinkommen wird Alleinstehenden bzw. Haushaltsvorst¨ anden in Mehrper-
sonenhaushalten ein Gewicht von 1 zugeordnet. Laut neuer OECD-Skala gehen Kinder unter 15 Jahren mit einem
Gewicht von 0,3 und alle anderen Haushaltsmitglieder mit 0,5 ein (siehe B¨ acker, Naegele, Bispinck, Hofemann, und
Neubauer, 2008, S. 241 ﬀ). Aufgrund von Datenrestriktionen verf¨ ugen wir nur ¨ uber die aggregierte Anzahl der Personen
im Haushalt, weswegen jedes weitere Haushaltsmitglied ein approximatives Gewicht von 0,4 zugeordnet bekommt. Das
¨ Aquivalenzeinkommen ergibt sich, indem das Haushaltseinkommen durch die Summe der Gewichte der Haushaltsmit-
glieder dividiert wird.
Zur Beurteilung, ob die erzielten ¨ Aquivalenzeinkommen der Selbst¨ andigen existenz-
sichernd sind, vergleichen wir diese mit dem allgemeinen ‘Armutsgrenzwert’, d.h. 60%
des nationalen medianen ¨ Aquivalenzeinkommen (siehe Dennis und Guio, 2003). Dement-
sprechend ergibt sich ein Armutsgrenzwert von e895 f¨ ur Westdeutschland und e731 in
Ostdeutschland.9 Die ¨ Aquivalenzeinkommen (Mittelwert sowie Median) der Selbst¨ andigen
liegen deutlich ¨ uber den Armutsgrenzwerten. F¨ ur ehemalige Existenzgr¨ undungszuschuss-
Bezieher/innen liegt das monatliche ¨ Aquivalenzeinkommen bei etwa e2.000 (e1.500 f¨ ur
Frauen in Ostdeutschland), w¨ ahrend die ehemaligen ¨ UG-Empf¨ anger/innen zwischen e2.200-
2.300 in Westdeutschland und ca. e1.900 in Ostdeutschland zur Verf¨ ugung haben.10 Ins-
gesamt sind diese Einkommen also deutlich ¨ uber dem Armutsgrenzwert und sind als exi-
stenzsichernd anzusehen; etwaige Erwartungen bzw. Bef¨ urchtungen gerade in Bezug auf
die geringen Einkommen die mit einer Ich-AG erzielt werden k¨ onnen haben sich also nicht
best¨ atigt.
Interessant ist auch ein Blick auf die relative Ver¨ anderung der Netto-Einkommen im
9F¨ ur die Berechnung der Armutsgrenzwerte verwenden wir die von Goebel und Richter (2007) ermittel-
ten ¨ Aquivalenzeinkommen f¨ ur das Jahr 2005 basierend auf dem Sozio-¨ okonomischen Panel (SOEP). Diese
sind getrennt f¨ ur West- und Ostdeutschland verf¨ ugbar und wurden mit Hilfe der tats¨ achlichen Inﬂationsrate
(Quelle: Deutsches Statistisches Bundesamt) an das Niveau von 2008 angepasst.
10In der Gruppe der zum Interviewzeitpunkt Vollzeit besch¨ aftigten Nicht-Teilnehmer/innen liegt das
¨ Aquivalenzeinkommen bei e1.500 in Ostdeutschland und zwischen e1.600 (M¨ anner) und e1.800 (Frauen)
in Westdeutschland.
12Zeitverlauf. Tabelle A.2 zeigt die Entwicklung von 2004 nach 2005 bzw. 2005 nach 2007.
So beobachten wir z.B. f¨ ur 27,7% der mit ¨ UG gef¨ orderten M¨ anner in Westdeutschland
einen doppelten Anstieg, d.h. das Nettoeinkommen ist zu beiden Beobachtungszeitpunkten
gestiegen. Insgesamt stieg das Einkommen f¨ ur rund 40% der beobachteten Personen an,
w¨ ahrend es f¨ ur 10% etwa gleich blieb und f¨ ur rund 30% ﬁel.11
4.3 Mitarbeiterentwicklung
Als ein weiterer Indikator f¨ ur die Nachhaltigkeit der Existenzgr¨ undung kann die Anzahl der
Mitarbeiter angesehen werden, die von den Gr¨ under/-innen besch¨ aftigt werden. Hier gab
es bisher erhebliche Unterschiede zwischen beiden Programmen. Ich-AG-Gr¨ under waren
insgesamt viel zur¨ uckhaltender was die Einstellung von Mitarbeitern betraf; der Anteil von
Gr¨ undern mit Mitarbeitern war im Vergleich zum ¨ UG niedriger und dies traf ebenfalls auf
die Anzahl der Mitarbeiter insgesamt zu.
Tabelle 6: Entwicklung der Mitarbeiterzahl
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Mindestens einen Mitarbeiter
1. Befragung (Jan./Feb. 2005) 9,8 7,9 9,2 5,9 29,8 21,9 27,8 22,0
2. Befragung (Jan./Feb. 2006) 14,8 9,1 8,1 9,3 32,9 24,9 27,4 21,9
3. Befragung (Mai/Jun. 2008) 21,0 16,8 21,3 20,1 41,9 30,8 35,2 28,5
Anzahl der Besch¨ aftigten insgesamt (absolut)
1. Befragung (Jan./Feb. 2005) 2,4 2,2 2,2 1,8 3,4 3,3 3,5 2,6
2. Befragung (Jan./Feb. 2006) 2,6 3,2 1,9 1,5 4,1 4,0 3,9 2,4
3. Befragung (Mai/Jun. 2008) 2,6 2,3 2,4 1,7 4,7 5,1 3,6 2,6
Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf selbst¨ andige Teilnehmer/innen; alle Angaben in Prozent, wenn nicht anders
ausgewiesen.
Tabelle 6 macht deutlich, dass hier nach wie vor große Unterschiede bestehen.
Der Anteil von ExGZ-Gr¨ undern mit Mitarbeitern ist von rund 10% auf rund 20% an-
gestiegen. Dabei werden durchschnittlich zwischen 1,7-2,6 Mitarbeiter besch¨ aftigt. Von
den ¨ UG-Gr¨ underinnen haben hingegen schon knapp 30% mindestens einen Mitarbeiter
und im Durchschnitt werden 5,1 Mitarbeiter in Westdeutschland und 2,6 Mitarbeiter
in Ostdeutschland besch¨ aftigt. Den h¨ ochsten Mitarbeiteranteil haben mit ¨ UG gef¨ order-
te M¨ anner in Westdeutschland (mit 42% und durchschnittlich 4,7 Besch¨ aftigten), gefolgt
von M¨ annern in Ostdeutschland (35% und 3,6 Besch¨ aftigte im Durchschnitt). Vergleiche
mit anderen Studien sind an dieser Stelle schwierig. Fritsch und Weyh (2006) weisen f¨ ur
das Jahr 2002 (der unserer Studie am n¨ achsten liegende Messpunkt) und dem ihrer Stu-
die zugrundeliegendem Sample von Betrieben mit mindestens einem Mitarbeiter ca. 2,6
Besch¨ aftigte pro Betrieb nach 1,5 Jahren aus. Dies entspricht in etwa den Besch¨ aftigten-
zahlen der ExGZ-Gr¨ under.
Tabelle 7 schl¨ usselt die Mitarbeiterstruktur detailliert auf. Es wird deutlich, dass
bei ¨ UG-Gr¨ under/innen in beiden Landesteilen und ExGZ-Gr¨ under/innen im Osten fast
11F¨ ur den Rest der Personen l¨ asst sich aufgrund dieses relativen Vergleichs keine genaue Aussage ¨ uber
die Entwicklung machen, z.B. wenn das Einkommen erst gestiegen und dann gefallen ist (et vice versa).
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Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Mindestens einen Mitarbeiter 21,0 16,8 21,3 20,1 41,9 30,8 35,2 28,5
Anzahl der Besch¨ aftigten insgesamt (absolut) 2,6 2,3 2,4 1,7 4,7 5,1 3,6 2,6
Anzahl der Besch¨ aftigten nach Art (absolut)
Sozialversicherungspﬂ. Vollzeitkr¨ afte 0,7 0,6 1,5 0,7 2,5 1,5 2,1 0,8
Sozialversicherungspﬂ. Teilzeitkr¨ afte 0,4 0,3 0,3 0,6 0,9 1,0 0,5 0,9
Freie Mitarbeiter, Aushilfen 1,0 0,9 0,3 0,2 0,8 1,8 0,7 0,3
Geringf¨ ugig Besch¨ aftigte (Mini-Job) 0,7 0,8 0,2 0,3 0,8 0,9 0,5 0,6
Anzahl Vollzeit-¨ Aquivalente(1) 1,3 1,2 1,8 1,1 3,4 2,7 2,7 1,5
Vollzeit-¨ Aquivalent pro Gr¨ undung 0,17 0,12 0,24 0,13 0,95 0,55 0,65 0,24
Falls keine Mitarbeiter derzeit besch¨ aftigt, m¨ ochten Sie welche in Zukunft besch¨ aftigen?
Ja, sicher 7,1 2,8 4,5 2,0 7,4 2,4 7,5 5,6
Eher ja 15,9 9,1 17,7 8,6 20,7 11,0 20,7 14,7
Eher nein 38,3 25,8 40,0 29,9 34,4 34,6 34,0 18,6
Nein, auf keinen Fall 38,7 62,2 37,8 59,5 37,4 52,0 37,8 61,1
Anmerkung: Die Angaben beziehen sich auf selbst¨ andige Teilnehmer/innen; alle Angaben in Prozent, wenn nicht anders ausgewiesen.
(1) Zur Berechnung der Vollzeit-¨ Aquivalente wurden ‘Sozialversicherungspﬂichtige Teilzeitkr¨ afte’ mit 0,5 gewichtet; ‘Freie Mitarbeiter,
Aushilfen’ und ‘Mini-Jobs’ mit jeweils 0,25.
durchg¨ angig ¨ uber 60% der Mitarbeiter/innen in einem sozialversicherungspﬂichtigen Voll-
bzw. Teilzeitarbeitsverh¨ altnis stehen. Bei ExGZ-Gr¨ under/innen im Westen liegt dieser An-
teil unter 50%, hier werden vorrangig freie Mitarbeiter und geringf¨ ugig Besch¨ aftigte einge-
stellt. Um die gesamten Besch¨ aftigungseﬀekte besser absch¨ atzen zu k¨ onnen, werden in Ta-
belle 7 auch die Vollzeit-¨ Aquivalente (VZ¨ A) ausgewiesen. Teilzeitarbeitsverh¨ altnisse gehen
dabei mit einem Gewicht von 0,5 in die Berechnung ein, ‘Mini-Jobs’ und ‘Freie Mitarbeiter,
Aushilfen’ mit jeweils 0,25. Die Unterschiede zwischen beiden Programmen werden hier
noch deutlicher: Bei den mit ¨ UG erfolgten Gr¨ undungen werden 2,7-3,4 VZ¨ A besch¨ aftigt;
eine Ausnahme bilden Frauen in Ostdeutschland, die sich mit 1,5 VZ¨ A im Rahmen der
ExGZ-Gr¨ undungen (1,1-1,8 VZ¨ A) bewegen.
Basierend auf diesen Werten kann ebenfalls hochgerechnet werden, wie viele zus¨ atz-
liche VZ¨ A pro gef¨ orderte Gr¨ undung entstanden sind. Hierzu werden die VZ¨ A mit der
Verbleibsquote in Selbst¨ andigkeit und dem Anteil der Gr¨ undungen mit mindestens einem
Mitarbeiter multipliziert und auf die urspr¨ ungliche Population der Gr¨ under/innen aus
dem dritten Quartal 2003 hochgerechnet. Den h¨ ochsten Wert erzielen mit ¨ UG gef¨ orderte
Gr¨ undungen von M¨ annern in Westdeutschland mit 0,95 VZ¨ A. Jede Gr¨ undung im drit-
ten Quartal 2003 in dieser Gruppe hat also einen zus¨ atzlichen Besch¨ aftigungseﬀekt von
0,95 VZ¨ A am Ende unseres Beobachtungszeitraums generiert. Im Durchschnitt ¨ uber alle
Gruppen kommen auf 100.000 ¨ UG-F¨ orderungen ca. 80.000 zus¨ atzliche VZ¨ A; bei den ExGZ-
Gr¨ undungen sind es knapp 16.000. Dies sind beachtliche gesamtwirtschaftliche Eﬀekte, die
bei etwaigen Eﬃzienzbewertungen der Programme ber¨ ucksichtigt werden m¨ ussen (siehe,
z.B., Caliendo und Steiner, 2007). Einschr¨ ankend sei darauf hingewiesen, dass denkbare
negative Subsitituionseﬀekte (Verdr¨ angung von nicht-gef¨ orderten Unternehmen) bei un-
seren ¨ Uberschlagsrechnungen nicht ber¨ ucksichtigt werden12; ebenso wenig wie m¨ ogliche
12Siehe hierzu u.a. auch Fritsch (2008a), der hervorhebt, dass ein wichtiger Eﬀekt von Gr¨ undungen die
Steigerung von Wettbewerb und Marktselektion ist und Gr¨ undungsf¨ orderung sich daran orientieren sollte,
um Wohlfahrtsverluste zu vermeiden.
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Abschließend werfen wir noch einen Blick auf die Zukunftspl¨ ane der befragten Un-
ternehmer. Dabei wird deutlich, dass von denjenigen Gr¨ under die bis dato noch keine
Mitarbeiter besch¨ aftigten der ¨ uberwiegende Anteil (71-89%) auch in Zukunft “eher kei-
ne” bzw. “auf keinen Fall” Mitarbeiter besch¨ aftigen m¨ ochte. Nennenswerte zus¨ atzliche
Besch¨ aftigungseﬀekte k¨ onnen daher in Zukunft wohl nur noch aus dem Mitarbeiterwachs-
tum derjenigen Unternehmen resultieren, die auch schon in der Vergangenheit zus¨ atzliche
Arbeitspl¨ atze geschaﬀen haben. Die anderen werden wohl auch k¨ unftig “Solopreneure”
bleiben, also Ich-AGs im w¨ ortlichen Sinne.
5 Maßnahmeneﬀekte auf Erwerbsquote und Einkommen
Zur Berechnung der Maßnahmeneﬀekte greifen wir auf den in Abschnitt 3 beschriebe-
nen Datensatz von Teilnehmern und Nicht-Teilnehmern zur¨ uck. Um f¨ ur die Unterschiede
zwischen den Gruppen zu kontrollieren, wurde im Rahmen der “Hartz-Evaluation” ein
statischer Nearest Neighbour Matching Ansatz verwendet13:
τATT = E(Y 1|W,D = 1) − EW[E(Y 0|W,D = 0)|D = 1]. (3)
Dabei wurde jedem Teilnehmer (D = 1) ein Nicht-Teilnehmer (D = 0) zugeordnet,
der diesem in allen beobachtbaren Merkmalen (W)—die potentiell sowohl die individuelle
Teilnahme an dem Programm als auch den Erfolg auf dem Arbeitsmarkt beeinﬂussen—
statistisch m¨ oglichst ¨ ahnlich ist. Diese ‘statistischen P¨ archen’ wurden interviewt und die
Maßnahmeneﬀekte τATT als deren Diﬀerenz in den Ergebnisvariablen (Y 1 − Y 0) berech-
net (siehe Caliendo, Steiner, und Baumgartner, 2005, f¨ ur weitere Details). Die Deﬁnition
von Teilnehmer- und Kontrollgruppe erfolgte dabei ausschließlich auf der Betrachtung
des dritten Quartals 2003; Personen die in diesem Quartal in eines der beiden Program-
me eingetreten waren wurden der Teilnehmergruppe zugeordnet. Personen die in diesem
Quartal nicht in eines der beiden Programme eintraten bildeten die Kontrollgruppe und
konnten nat¨ urlich im weiteren Verlauf ihres Arbeitslosigkeitsspells in diese oder andere
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen eintreten. Im Gegensatz zu dynamischen Matching-
Verfahren (siehe, u.a., Sianesi, 2004; Fredriksson und Johansson, 2008, f¨ ur eine Diskussi-
on) wird dies bei dem von uns gew¨ ahlten Verfahren nicht modelliert. Dadurch besteht die
Gefahr, dass sp¨ atere Programmteilnahmen der Kontrollgruppe die Ergebnisse verzerren.
Abbildung A.3 im Anhang zeigt allerdings, dass dies ¨ uber den gesamten Zeitverlauf nur
f¨ ur einen relativ geringen Teil der Kontrollgruppe zutriﬀt. In Westdeutschland nahmen
im Zeitverlauf rund 15% der M¨ anner und 14% der Frauen in der Kontrollgruppe an einer
arbeitsmarktpolitischen Maßnahme teil, in Ostdeutschland ist die Quote mit rund 25%
etwas h¨ oher. Insgesamt ist dadurch aber mit keinen gr¨ oßeren Verzerrungen zu rechnen.
13Siehe Caliendo und Hujer (2006) oder Imbens und Wooldridge (2008) f¨ ur einen ¨ Uberblick verschiedener
Evaluationsmethoden.
15Durch die im Zuge der Untersuchung eingetretene Panelsterblichkeit ist ein R¨ uck-
griﬀ auf die vormals eindeutigen P¨ archen nicht mehr m¨ oglich (46% der Teilnehmer und
40% der Nicht-Teilnehmer wurden noch erreicht). Daher sch¨ atzen wir die urspr¨ ungliche
Teilnahmewahrscheinlichkeit nochmals und verwenden zur Eﬃzienzsteigerung ein Kernel
Matching Verfahren.14 Als Indikatoren zur Messung des Maßnahmeerfolgs verwenden wir
drei Indikatoren: Neben der ‘Vermeidung von Arbeitslosigkeit’ und der ‘Integration in
den ersten Arbeitsmarkt’—sei es durch Selbst¨ andigkeit oder sozialversicherungspﬂichtige
Besch¨ aftigung—untersuchen wir auch die Einkommenseﬀekte der Maßnahmen.
Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Eﬀekte f¨ ur das Kriterium “Selbst¨ andigkeit
oder sozialversicherungspﬂichtige Besch¨ aftigung” ¨ uber den gesamten Beobachtungszeit-
raum. Dargestellt ist die Diﬀerenz zwischen Teilnehmer- und jeweiliger Kontrollgruppe.
W¨ ahrend die extrem hohen Eﬀekte zu Beginn des Beobachtungszeitraums auf die gerade
begonnene F¨ orderung zur¨ uckzuf¨ uhren sind und im Zeitverlauf rasch abnahmen, haben sich
die Eﬀekte seit dem letzten Interview weitgehend stabilisiert. So ergab sich z.B. f¨ ur durch
¨ UG gef¨ orderte M¨ anner in Westdeutschland ein Maßnahmeneﬀekt von 24,3%-Punkten nach
28 Monaten (siehe auch Tabelle 8), d.h., dass die Besch¨ aftigungsquote in der Teilnehmer-
gruppe in diesem Monat um 24%-Punkte h¨ oher als in der Kontrollgruppe war. Im wei-
teren Verlauf ist dieser Eﬀekt zwar nochmals zur¨ uckgegangen, betr¨ agt aber am Ende der
Beobachtungsperiode—also 56 Monate nach Beginn der F¨ orderung—noch immer knapp
17%-Punkte. Noch st¨ arkere ¨ UG-Eﬀekte ﬁnden wir f¨ ur M¨ anner im Osten (22%-Punkte) und
Frauen (27%-Punkte im Westen und 29%-Punkte im Osten). Beim ExGZ lagen die Pro-
grammeﬀekte in vorherigen Untersuchungen immer ¨ uber den ¨ UG-Eﬀekten. Dies war u.a.
auf die beim zweiten Interviewzeitpunkt noch andauernde F¨ orderung zur¨ uckzuf¨ uhren. Zu
diesem Zeitpunkt wurden Eﬀekte von rund 40%-Punkten gemessen die jetzt nochmals um
knapp 15%-Punkte gesunken sind. Aber auch hier ﬁnden wir 56 Monate nach Beginn (und
mindestens 20 Monate nach Auslaufen der F¨ orderung) deutlich positive Eﬀekte von ¨ uber
20%-Punkten (f¨ ur Frauen in Ostdeutschland gar 35%-Punkte). Als Sensitivit¨ atsanalyse
weisen wir in Tabelle 8 auch den Maßnahmeneﬀekt nach 56 Monaten aus, bei dem nur Voll-
und Teilzeit-Erwerbst¨ atigkeit als Erfolg herangezogen wird; Zuverdienst-Erwerbst¨ atigkeit
mit einem Aufwand von weniger als 15 Stunden pro Woche also als Misserfolg gewertet
wird. Wie erwartet ergeben sich nur bei Frauen in Westdeutschland leichte Ver¨ anderun-
gen, die Eﬀekte sind aber mit 13,8%-Punkten (ExGZ) bzw. 19,9%-Punkten nach wie vor
deutlich positiv und statistisch signiﬁkant.
Insgesamt kann also festgehalten werden, dass die Programme in der intendierten
Richtung gewirkt und zur Integration der Teilnehmer in den ersten Arbeitsmarkt ent-
scheidend beigetragen haben. Dies wird auch durch einen Blick auf die kumulierten Maß-
nahmeneﬀekte ¨ uber den gesamten Beobachtungszeitraum deutlich (siehe auch Tabelle 8).
14Die nachfolgend pr¨ asentierten Resultate sind nicht sensitiv in Bezug auf das verwendete Matching
Verfahren; ausf¨ uhrliche Sensitivit¨ atsanalysen sind auf Anfrage erh¨ altlich. Die hier pr¨ asentierten Ergebnisse
basieren auf einem Epanechnikov Kernel mit einer Bandbreite von 0.06. Kernel Matching erlaubt eine
pr¨ azisere Sch¨ atzung der Maßnahmeneﬀekte und die Verwendung von bootstrap-Verfahren zur Berechnung
der Standardfehler.
16Abbildung 3: Eﬀekte von ¨ Uberbr¨ uckungsgeld und Existenzgr¨ undungszuschuss im Zeitverlauf





—– M¨ anner Frauen —–
Anmerkung: Dargestellt sind die jeweiligen Maßnahmeneﬀekte, d.h. die Diﬀerenz der Selbst¨ andigkeits- bzw. Besch¨ afti-
gungsquote zwischen den gef¨ orderten Teilnehmern und der entsprechenden Kontrollgruppe. Alle Eﬀekte sind statistisch
signiﬁkant.
Durchschnittlich haben die Teilnehmer/innen an ExGZ in den 56 untersuchten Monaten
23-30 Monate mehr in “Selbst¨ andigkeit oder sozialversicherungspﬂichtiger Besch¨ aftigung”
verbracht als die Kontrollgruppe. Auch in Bezug auf das zweite Erfolgskriterium “Nicht-
Arbeitslosigkeit” ergeben sich hier kumulierte Eﬀekte zwischen 14 und 22 Monaten (siehe
auch Abbildung A.4 im Anhang f¨ ur den Verlauf ¨ uber die Zeit). Beim ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
liegen die kumulierten Eﬀekte zwischen 13 und 17 Monaten in Bezug auf die “Nicht-
Arbeitslosigkeit” und zwischen 16 und 24 Monaten in Bezug auf das zweite Erfolgskrite-
rium.
Zu guter Letzt enth¨ alt der untere Teil von Tabelle 8 die Maßnahmeneﬀekte auf das
Einkommen (in e/Monat). Das wesentliche Kriterium ist hier nat¨ urlich das Arbeitsein-
17Tabelle 8: Eﬀekte von ¨ Uberbr¨ uckungsgeld und Existenzgr¨ undungszuschuss
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Erfolgskriterium: “Nicht-Arbeitslosigkeit” (Diﬀerenz in Prozentpunkten)
nach 28 Monaten 28,2 19,9 31,0 36,6 16,9 22,4 26,0 25,1
nach 36 Monaten 19,7 13,7 21,4 31,3 11,6 16,9 18,7 26,6
nach 40 Monaten 21,6 12,6 17,9 26,7 13,4 16,0 20,5 21,5
nach 56 Monaten 14,4 8,5 12,2 24,9 11,8 12,6 13,2 13,1
Kumulierter (
P56
t=1) Eﬀekt (in Monaten) 17,6 13,7 16,8 21,9 12,7 13,7 15,8 16,8
Erfolgskriterium: “Sozialversicherungspﬂichtige Besch¨ aftigung oder Selbst¨ andigkeit” (Diﬀerenz in Prozentpunkten)
nach 28 Monaten 37,1 46,2 40,7 43,5 24,3 36,7 35,5 37,4
nach 36 Monaten 28,3 38,1 35,8 47,6 18,6 36,5 32,3 37,7
nach 40 Monaten 28,7 33,9 32,5 42,8 18,7 32,5 30,4 32,6
nach 56 Monaten 20,7 23,5 22,7 35,8 16,9 27,2 21,8 28,8
nach 56 Monaten (nur Voll- oder Teilzeit) 21,0 13,8 24,9 29,0 17,2 19,9 22,5 25,9
Kumulierter (
P56
t=1) Eﬀekt (in Monaten) 22,6 26,6 24,5 29,8 16,4 22,6 21,5 23,9
Erfolgskriterium: “Einkommen nach 56 Monaten”
Arbeitseinkommen (in e/Monat) 443 148 491 347 777 283 672 302
(107) (70) (121) (108) (112) (150) (157) (113)
Gesamteinkommen (in e/Monat) 291 96 385 281 650 243 548 280
(108) (67) (123) (96) (114) (146) (153) (109)
Anmerkung: Die Maßnahmeneﬀekte geben die Diﬀerenz im jeweiligen Erfolgskriterium zwischen der Gruppe der Gef¨ orderten
und der Kontrollgruppe an. Die gesch¨ atzten Eﬀekte f¨ ur “Nicht-Arbeitslosigkeit” und “Besch¨ aftigung” sind dabei durchgehend
statistisch signiﬁkant, f¨ ur die Einkommensch¨ atzung sind die Standardfehler in Klammern ausgegeben Die Standardfehler basieren
auf 200 bootstrap-Wiederholungen.
kommen; als Benchmark wird aber auch das Gesamteinkommen ausgewiesen. Die Eﬀekte
f¨ ur M¨ anner sind deutlich positiv und signiﬁkant. Der h¨ ochste Eﬀekt ergibt sich f¨ ur mit ¨ UG
gef¨ orderte M¨ anner mit einem Netto-Einkommensvorteil gegen¨ uber der Kontrollgruppe in
H¨ ohe von e780/Monat (West) bzw. e670/Monat (Ost). Auch ehemalige ExGZ-Empf¨ anger
erzielen deutlich h¨ ohere Arbeitseinkommen als die Nicht-Teilnehmer, wobei die Diﬀerenz
hier e440 (West) bzw. e490 (Ost) betr¨ agt. F¨ ur Frauen sind die Eﬀekte deutlich niedriger
(e300-e350 im Osten); im Westen auch teilweise nicht mehr signiﬁkant unterschiedlich von
der Kontrollgruppe. Dies wird noch deutlicher bei einem Blick auf die Diﬀerenz im Ge-
samteinkommen, bei dem m¨ ogliche Sozialtransfers ber¨ ucksichtigt werden. Insgesamt kann
also festgehalten werden, dass die Eﬀekte auf das Arbeitseinkommen durchweg positiv
und in einigen F¨ allen auch in der H¨ ohe betr¨ achtlich sind; eine Ausnahme bilden Frauen
in Westdeutschland aus den bereits im vorherigen Abschnitt diskutierten Gr¨ unden.
6 Bilanz und Ausblick
Die Ich-AG war eines der zentralen im Rahmen der “Hartz-Reformen” in den arbeits-
marktpolitischen Kanon aufgenommenen Instrumente. Analog zu dem bereits seit langem
bestehenden ¨ Uberbr¨ uckungsgeld war ihr Ziel, arbeitslosen Individuen eine R¨ uckkehr in das
Erwerbsleben in Form von Selbst¨ andigkeit zu erleichtern bzw. ¨ uberhaupt erst zu erm¨ ogli-
chen. Die unterschiedliche Gestaltung beider Programme aktivierte unterschiedliche Per-
sonengruppen zur Gr¨ undung, wobei mit dem Existenzgr¨ undungszuschuss Zielgruppen er-
reicht wurden, die im Gr¨ undungsgeschehen zuvor unterrepr¨ asentiert waren. W¨ ahrend die
kurz- bis mittelfristigen Eﬀekte beider Instrumente im Rahmen der Hartz-Evaluationen
18bereits untersucht wurden, stand eine Bewertung der langfristigen Eﬀekte noch aus und
steht im Mittelpunkt dieses Papiers. Die Untersuchung der langfristigen Eﬀekte war ins-
besondere f¨ ur die Ich-AG wichtig, da vorherige Evaluationsstudien nur auf einen Zeitraum
zur¨ uckgreifen konnten, der noch innerhalb der F¨ orderzeit lag. Unserer Untersuchung liegt
dagegen ein Beobachtungszeitraum von knapp f¨ unf Jahren seit Gr¨ undung zu Grunde, so
dass die F¨ orderung mit der Ich-AG schon mindestens zwei Jahre ausgelaufen war (und die
F¨ orderung mit dem ¨ UG knapp viereinhalb Jahre).
Nach diesem hinreichend langen Zeitraum ist es nun also an der Zeit, eine Bilanz
bez¨ uglich der inzwischen abgeschaﬀten Instrumente zu ziehen. Die Verbleibsquoten in
Selbst¨ andigkeit sind quer durch alle beobachteten Gruppen beachtlich und liegen etwa
zwischen 60% und 70%. Die ¨ UG-Gr¨ undungen sind dabei etwas best¨ andiger und im dritten
bis f¨ unften Jahr scheiden hier nur noch wenige Gr¨ under aus der Selbst¨ andigkeit aus. Bei
der Ich-AG sind die R¨ uckg¨ ange zwischen dem dritten und f¨ unften Jahr deutlicher, die
Selbst¨ andigenquote geht um 8%-15%-Punkte zur¨ uck. Oﬀenbar war also doch ein Teil der
Gr¨ under/innen vom Zuschuss abh¨ angig und hat nach dessen Auslaufen die Selbst¨ andig-
keit beendet. Interessant ist auch, dass ein Teil der Gr¨ under/innen die Selbst¨ andigkeit
oﬀenbar nur im Zuverdienst betreibt; dies triﬀt vor allem auf Frauen in Westdeutschland
zu. Ber¨ ucksichtigt man f¨ ur die Selbst¨ andigenquote nur Gr¨ under/innen in Voll- oder Teil-
zeit weisen ehemals mit ExGZ gef¨ orderte Frauen dann noch eine Selbst¨ andigenquote von
47% (West) und 50% (Ost) auf, beim ¨ UG liegt die Quote zwischen 57% (West) und 53%
(Ost); f¨ ur M¨ anner hat die Korrektur kaum Auswirkungen. Insgesamt sind die Quoten aber
relativ hoch und die bei der Einf¨ uhrung der Ich-AG von vielen Experten bef¨ urchtete zeit-
verz¨ ogerte Pleitewelle infolge der mangelnden Eignung der Gr¨ under/innen konnte f¨ ur die
von untersuchte Eintrittskohorte nicht best¨ atigt werden.
Zur Bewertung des Erfolgs der beiden Programme ziehen wir drei Zielgr¨ oßen heran:
Neben der Integration in den ersten Arbeitsmarkt und dem daraus resultierenden Einkom-
men, schauen wir auch auf indirekte zus¨ atzliche Besch¨ aftigungseﬀekte. Teilnehmer weisen
dabei knapp f¨ unf Jahre nach Beginn der F¨ orderung deutlich h¨ ohere Besch¨ aftigungsquo-
ten als eine Kontrollgruppe von nicht-gef¨ orderten Arbeitslosen auf. ¨ Uber den gesamten
Beobachtungszeitraum von 56 Monaten verbringen ExGZ-Teilnehmer/innen etwa 23-30
Monate mehr in Erwerbst¨ atigkeit als die Kontrollgruppe, beim ¨ Uberbr¨ uckungsgeld liegen
die Eﬀekte zwischen 16 und 24 Monaten. In Bezug auf das Arbeitseinkommen stellen
sich die Teilnehmer/innen auch teilweise deutlich besser als die Kontrollgruppe; wobei bei
Frauen die Eﬀekte teilweise nicht statistisch signiﬁkant sind. Das in den Haushalten der
Selbst¨ andigen erzielte ¨ Aquivalenzeinkommen liegt dabei sehr deutlich ¨ uber den Armuts-
grenzwerten und kann als existenzsichernd angesehen werden. Die induzierten Besch¨ afti-
gungseﬀekte sind f¨ ur das ¨ Uberbr¨ uckungsgeld relativ hoch; auf 100.000 F¨ orderungen ent-
fallen hier im Durchschnitt knapp 80.000 zus¨ atzliche Vollzeit¨ aquivalente am Ende unseres
Beobachtungszeitraums; bei der Ich-AG sind dies immerhin noch 16.000 Vollzeit¨ aquiva-
lente. Unber¨ ucksichtigt bleiben dabei nat¨ urlich gesamtwirtschaftliche Substitutions- oder
Multiplikatoreﬀekte.
19Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse ist die Motivation f¨ ur die Zusammenlegung
von ¨ UG und ExGZ zum neuen Gr¨ undungszuschuss kritisch zu hinterfragen. Im Vergleich
zu anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sind die hier berichteten Eﬀekte beider
Programme sehr gut; ¨ ahnlich hohe Eﬀekte werden mit anderen Maßnahmen kaum erreicht.
Einschr¨ ankend muss an dieser Stelle noch darauf hingewiesen werden, dass es gerade im
Hinblick auf den “Ich-AG-Boom” Ende des Jahres 2004 zu unerw¨ unschten Verzerrungen
in der Teilnehmerstruktur gekommen sein k¨ onnte, die wir in unserer Untersuchung (Ein-
trittskohorte drittes Quartal 2003) nicht ber¨ ucksichtigen konnten.
Zuk¨ unftige Forschungen zum Thema sollten insbesondere untersuchen, inwieweit
sich die Ausgestaltung des Gr¨ undungszuschusses auf die Struktur der Teilnehmer/innen,
insbesondere aber auch auf die daraus resultierende Eﬀektivit¨ at und Eﬃzienz auswirkt.
Eine entscheidende Frage wird auch sein, ob mit dem neuen Instrument die gesamte Band-
breite der gr¨ undungswilligen und -f¨ ahigen Arbeitslosen erreicht wird. Gerade auch vor
dem Hintergrund der teilweise sehr erfolgreichen ¨ UG-Gr¨ undungen (z.B. im Hinblick auf
die induzierten Besch¨ aftigungseﬀekte) sollten die Gr¨ undungen aus Arbeitslosigkeit nach
M¨ oglichkeit mit nicht-gef¨ orderten Gr¨ undungen (z.B. aus abh¨ angiger Besch¨ aftigung) un-
tersucht werden.
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23A Anhang
Tabelle A.1: F¨ orderkonditionen von ¨ Uberbr¨ uckungsgeld, Existenzgr¨ undungszuschuss und
Gr¨ undungszuschuss
¨ Uberbr¨ uckungsgeld Existenzgr¨ undungszuschuss Gr¨ undungszuschuss
(vormals § 57 SGB III) (vormals (§ 421 l SGB III) (§ 57 SGB III)
Zugangs-
voraussetzungen
- Anspruch auf Entgelt-
ersatzleistungen nach dem





- Bezug von Entgelt-
ersatzleistungen nach dem





- Das aus der selbst¨ andigen
T¨ atigkeit erzielte Arbeits-
einkommen darf 25.000 Euro
im Jahr nicht ¨ uberschreiten
- Anspruch auf Entgelt-
ersatzleistungen nach dem





- es muss noch ein Anspruch
auf Arbeitslosengeld I von
mindestens 90 Tagen
bestehen
Leistungen - ¨ Uberbr¨ uckungsgeld f¨ ur 6
Monate in H¨ ohe des
Arbeitslosengeldes
- Zzgl. darauf entfallende
pauschalierte Sozialver-
sicherungsbeitr¨ age
- Soziale Absicherung von
Anfang an in eigener
Verantwortung
- Zuschuss f¨ ur bis zu drei
Jahre; Bewilligung f¨ ur
jeweils l¨ angstens ein Jahr
- 600 Euro / Monat im
ersten Jahr, 360 Euro /
Monat im zweiten und 240
Euro / Monat im dritten
F¨ orderjahr
- Obligatorische Mitglied-
schaft in der gesetzl.
Rentenversicherung
- Nach Ablauf der F¨ orderung
soziale Absicherung in
eigener Verantwortung
- Gr¨ undungszuschuss f¨ ur 9
Monate in H¨ ohe des zuletzt
bezogenen Alg I, zuz¨ uglich
300 Euro / Monat
(Pﬂichtleistung)
- 300 Euro / Monat f¨ ur
weitere 6 Monate, wenn die
gef¨ orderte Person ihre
Gesch¨ aftst¨ atigkeit anhand
geeigneter Unterlagen
darlegt (Ermessensleistung)
Sonstiges - Rechtsanspruch auf
F¨ orderung
- Restanspr¨ uche auf Arbeits-
losengeld k¨ onnen f¨ ur vier




- Restanspr¨ uche auf Arbeits-
losengeld k¨ onnen f¨ ur vier




- M¨ oglichkeit der Eignungs-
feststellung
- F¨ orderung wird auf Rest-
anspr¨ uche auf Alg I ange-
rechnet
- freiwillige Weiterver-
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Anmerkung: Ausf¨ uhrliche Informationen zum Erhebungsdesign und dem Befragungskonzept der ersten
beiden Interviewwellen ﬁnden sich in Caliendo, Steiner, und Baumgartner (2005).
Tabelle A.2: Einkommensentwicklung
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Westdeutschland Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen M¨ anner Frauen
Entwicklung von 2004 nach 2005: niedrieger
2005 nach 2007: niedriger 14,5 14,7 11,7 17,3 11,8 12,3 15,6 16,6
gleich geblieben 6,8 8,0 9,0 4,9 6,3 7,0 10,1 9,1
gestiegen 9,6 9,2 7,4 8,9 11,7 10,7 12,1 13,1
Entwicklung von 2004 nach 2005: gleich geblieben
2005 nach 2007: niedriger 8,1 9,2 9,5 7,0 7,8 5,3 8,3 6,8
gleich geblieben 11,8 11,5 11,0 17,0 10,2 8,3 10,9 9,9
gestiegen 12,0 11,4 14,9 8,6 11,7 12,4 12,3 11,4
Entwicklung von 2004 nach 2005: gestiegen
2005 nach 2007: niedriger 6,5 6,2 8,4 11,5 5,8 10,4 5,3 9,1
gleich geblieben 7,8 8,6 4,6 8,5 7,1 7,6 7,2 6,0
gestiegen 22,9 21,2 23,5 16,4 27,7 26,1 18,3 18,0
Anmerkung: Dargestellt ist die Ver¨ anderung des verf¨ ugbaren Nettoeinkommens. Alle Angaben sind in Prozent.
25Abbildung A.2: Disaggregation der Selbst¨ andigen- bzw. Besch¨ aftigungsquote nach aufgewende-
ter Arbeitszeit
Teilnehmer
Existenzgr¨ undungszuschuss ¨ Uberbr¨ uckungsgeld
Nicht-Teilnehmer
Vollzeit (≥ 35 Stunden/Woche) Teilzeit (15 − 34 Stunden/Woche) Zuverdienst (< 15 Stunden/Woche)
Anmerkung: F¨ ur die Teilnehmer sind getrennt f¨ ur ExGZ und ¨ UG die jeweiligen Anteile der Vollzeit-/Teilzeit
Selbst¨ andigen sowie der Anteil derer, die die Selbst¨ andigkeit als Zuverdienst aus¨ uben, dargestellt. F¨ ur die Nicht-
Teilnehmer sind die entsprechenden Anteile f¨ ur alle Selbst¨ andigen oder sozialversicherungspﬂichtig Besch¨ aftigten aus-
gewiesen.
26Abbildung A.3: Teilnahme an aktiver Arbeitsmarktpolitik im Zeitverlauf – Kontrollgruppe
Westdeutschland Ostdeutschland
—– M¨ anner Frauen —–
Anmerkung: Dargestellt ist der Anteil der Nicht-Teilnehmer in Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik.






—– M¨ anner Frauen —–
Anmerkung: Dargestellt sind die jeweiligen Maßnahmeneﬀekte, d.h. die Diﬀerenz der Nicht-Arbeitslosigkeitsquote
zwischen den gef¨ orderten Teilnehmern und der entsprechenden Kontrollgruppe. Alle Eﬀekte sind statistisch signiﬁkant.
28